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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im November 2020 befasste sich die UREK-NR mit dem Thema Lärm im
Strassenverkehr. Sie beriet dabei auch über die beiden parlamentarischen Initiativen
20.443 und 20.444 von Nationalrätin Gabriela Suter (sp, AG). Die Kommission
beschloss, die beiden Initiativen zu sistieren und im Gegenzug eine eigene Motion
einzureichen. In dieser forderte sie den Bundesrat auf, ein Massnahmenpaket zur
einfacheren und strengeren Sanktionierung von unangemessenem Lärm im
Strassenverkehr auszuarbeiten. Mit diesem Massnahmenpaket sollen Personen, welche
illegale Bauteile in ihr Fahrzeug einbauen oder sonstige verbotene Veränderungen
daran vornehmen, einfacher zur Rechenschaft gezogen werden können. Zudem soll
geprüft werden, wie die Polizei ihre Kontrollen hinsichtlich des Verkehrslärms
intensivieren kann und schliesslich solle dargelegt werden, mit welchen Instrumenten
der Bund den Vollzug durch die Kantone unterstützen könne, insbesondere hinsichtlich
der Entwicklung von so genannten Lärmblitzern. Eine Kommissionsminderheit um
Walter Wobmann (svp, SO) lehnte die Motion ab. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion. 
In der Frühjahressession 2021 wurde die Motion im Nationalrat behandelt. Die
Kommissionssprecherinnen Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) und Susanne
Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) wiesen darauf hin, dass sehr viele Personen in der
Schweiz von übermässigem Strassenlärm gestört seien und dass sich dieser Lärm auch
gesundheitsschädigend auswirken könne. Daher sei das Anliegen, den Lärm zu
begrenzen, in der Kommission auf grosses Verständnis gestossen. Anschliessend
erläuterten beide noch einmal die Forderungen der Motion. Minderheitssprecher und
Präsident der Föderation der Motorradfahrer der Schweiz Walter Wobmann erläuterte,
dass auch er die Lärmbelastung senken wolle, aber diese Aufgabe sei mit den
bestehenden Instrumenten und gesetzlichen Grundlagen längst angegangen worden.
Die Motion sei daher unnötig. So wies er etwa darauf hin, dass bereits heute
Fahrerinnen und Fahrer wegen vermeidbaren Lärms gebüsst werden können und dass
die Polizei getunte Fahrzeuge aus dem Verkehr ziehen könne.
Umwelt- und Verkehrsministerin Sommaruga befürwortete im Namen des Bundesrats
die Motion und wies auf den grösseren Kontext dieses Vorstosses hin. Es sei unsinnig,
auf der einen Seite Milliarden von Franken in den Lärmschutz und damit in die
Gesundheit der Menschen zu investieren, wenn auf der anderen Seite einzelne
Personen diese Massnahmen durch ihr Fahrverhalten und ihre getunten Fahrzeuge
zunichte machten. Es sei daher wichtig, diesen einfach vermeidbaren Lärm an der
Quelle zu reduzieren.
Nach einigen kritischen Rückfragen seitens der SVP und der FDP kam das Geschäft zur
Abstimmung. Die grosse Kammer stimmte der Motion mit 119 zu 65 Stimmen bei 2
Enthaltungen zu. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen
stimmenden SVP sowie von einigen Mitgliedern der FDP.Liberale- und der Mitte-
Fraktion. 1

MOTION
DATUM: 10.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Umweltschutz

Umweltschutz

Im Dezember 2022 präsentierte der Bundesrat die Botschaft für die Revision des
Umweltschutzgesetzes. Die Revision bezweckt Veränderungen in den Bereichen Lärm,
Altlasten, Lenkungsabgaben, Finanzierung von Aus- und Weiterbildungskursen zum
Umgang mit Pflanzenschutzmitteln, beim E-Government sowie beim Strafrecht.
Beim Lärmschutz will der Bundesrat die raumplanerischen Ziele (verdichtetes Bauen /
Siedlungsentwicklung nach innen) besser mit dem Schutz der Bevölkerung vor
Lärmemissionen in Einklang bringen. Mit den vorgesehenen Änderungen im USG sollen
die Rechts- und Planungssicherheit erhöht werden, indem die lärmrechtlichen
Kriterien für Baubewilligungen präzisiert werden. Die Änderungen stünden in Einklang
mit dem «Nationalen Massnahmenplan zur Verringerung der Lärmbelastung» und setze
die Motion 16.3529 Flach (glp, AG) um, so der Bundesrat. 
Im Bereich der Altlasten beabsichtigt der Bundesrat, die Sanierung von öffentlichen
und privaten Böden voranzutreiben. Die Untersuchung und Sanierung öffentlicher

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Kinderspielplätze und Grünflächen sollen verbindlich geregelt werden, wobei die
Kosten der Sanierung zu 60 Prozent durch den VASA-Fonds übernommen würden. Die
weiterhin freiwillige Untersuchung und Sanierung privater Kinderspielplätze und
Hausgärten würde durch eine 40-prozentige Beteiligung des VASA-Fonds unterstützt.
Weiter sollen durch ehemalige Deponien oder industrielle Aktivitäten belastete
Standorte generell rascher analysiert und saniert werden. Bei den 300-Meter-
Schiessanlagen schlug der Bundesrat vor, in Zukunft nicht mehr eine Pauschale pro
Scheibe zu sprechen, sondern dass der Bund die Sanierungskosten generell zu 40
Prozent übernimmt. Mit diesen Änderungen werde die Motion 18.3018 Salzmann (svp,
BE) erfüllt und das Anliegen einer abgelehnten Motion 20.4546 Fivaz (gp, NE)
aufgenommen, so die Botschaft.
Bei den Lenkungsabgaben sollen diejenigen Artikel im USG, die den Schwefelgehalt von
einigen Treibstoffen betreffen, gestrichen werden, da sie aufgrund strengerer
Vorschriften in der LRV keine Anwendung mehr finden.
Eine weitere Neuerung im USG soll es dem Bund erlauben, private Institutionen
finanziell zu unterstützen, die an sie übertragene Aufgaben im Bereich der Aus- und
Weiterbildung zum Umgang mit Pflanzenschutzmitteln wahrnehmen. Diese Änderung
werde insbesondere die Umsetzung von Massnahmen des Aktionsplans zur
Risikoreduktion und nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln vereinfachen.
Die vorliegende Revision schaffe auch die gesetzliche Grundlage, um das E-
Government-Programm des UVEK im Umweltschutzbereich zu verankern, so der
Bundesrat. 
Schliesslich bezweckt der Bundesrat einige der Strafbestimmungen im USG anzupassen
und das Strafmass für schwere Delikte anzuheben. Zudem solle die Zusammenarbeit
zwischen den zuständigen Strafverfolgungs- und Umweltschutzbehörden gestärkt
werden. 2

Lärmschutz

Le conseiller national Beat Flach (pvl, AG) demande par le biais d'une motion,
l'autorisation de la pratique de la fenêtre d'aération et la possibilité de densifier vers
l'intérieur du milieu bâti sans autorisation dans les zones exposées au bruit. D'après
l'art. 39 al.1 OPB, les immissions de bruit se mesurent au milieu de la fenêtre ouverte
des locaux à usage sensible au bruit. L'auteur relève qu'une autre méthode est utilisée,
dite pratique de la fenêtre d'aération. Jugée non admissible par le Tribunal fédéral, il
serait alors impossible de densifier vers l'intérieur du milieu bâti dans ces endroits
fortement exposés en raison des interdictions de construire en vertu de la législation
sur la protection contre le bruit. Il souhaite que les dérogations prévues à l'art. 31 al. 2
OPB soient appliquées que dans des cas exceptionnels. Il charge le Conseil fédéral
d'adapter l'OPB et, au besoin, la loi sur la protection de l'environnement (LPE) afin
d'autoriser la pratique de la fenêtre d'aération. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Premièrement, il souligne que des
permis de construire peuvent être délivrés en cas de dépassement des valeurs limites
d'immissions lorsqu'il y a un intérêt prépondérant à construire. Deuxièmement, il
mentionne que le Conseil de l'organisation du territoire (COTER) et la Commission
fédérale pour la lutte contre le bruit (CFLB) ont déjà indiqué des pistes de solutions
pour concilier les objectifs du développement territorial avec ceux de la lutte contre le
bruit. Pour le Conseil fédéral, la pratique de la fenêtre d'aération n'est pas suffisante. Il
prône la poursuite des réflexions des deux commissions fédérales extraparlementaires
afin de créer une base légale autorisant une densification vers l'intérieur judicieuse
dans ces zones exposées au bruit. Des propositions seront formulées dans le plan
national de mesures pour diminuer les nuisances sonores.
La chambre basse adopte la motion par 137 voix contre 54 et 1 abstention. La CEATE-CE
partage la volonté du motionnaire. Mais par 12 voix et 1 abstention, les membres de la
commission souhaitent la formuler de manière plus générale. Ainsi, au lieu d'une
"judicieuse densification vers l'intérieur du milieu bâti, sans autorisation
exceptionnelle, et à autoriser l'application de la pratique dite de la fenêtre d'aération,
qui est largement reconnue", la nouvelle version demande que les modifications
législatives puissent permettre "la densification vers l'intérieur du milieu bâti
nécessaire du point de vue de l'aménagement du territoire tout en tenant compte de
manière appropriée de la protection de la population contre les nuisances sonores". Le
Conseil des Etats adopte la motion dans sa version modifiée. La motion devra repasser
devant la chambre basse pour une seconde lecture. 3

MOTION
DATUM: 11.12.2017
DIANE PORCELLANA

1) AB NR, 2021, S. 384 ff.; Medienmitteilung UREK-NR vom 17.11.20
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2) BBl, 2023 239
3) BO CE, 2017, p. 935; BO CN, 2017, p. 793 s.; Communiqué de presse CEATE-CE
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